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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für Kultur und Bildung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. hebt erneut hervor, dass es sich seit langem für die Förderung des Sprachenlernens, der 
Mehrsprachigkeit und der Sprachenvielfalt in der Europäischen Union unter Einbeziehung 
der Regional- und Minderheitensprachen einsetzt, da es sich dabei um Kulturgüter 
handelt, die geschützt und genährt werden müssen;  ist der Auffassung, dass die 
Mehrsprachigkeit für eine wirksame Kommunikation von wesentlicher Bedeutung ist und 
ein Instrument darstellt, das die Verständigung zwischen den Menschen und somit die 
Akzeptanz der Unterschiedlichkeit und von Minderheiten erleichtert;

2. ist erfreut darüber, dass die Kommission in ihrer Mitteilung vom 18. September 2008 über 
„Mehrsprachigkeit: Trumpfkarte Europas, aber auch gemeinsame Verpflichtung“ 
(KOM(2008)0566)  auf die unter Federführung des Europarats 1992 angenommene 
Europäische Charta der Regional- und Minderheitensprachen verweist, und fordert die 
Mitgliedstaaten, die diese Charta noch nicht unterzeichnet oder ratifiziert haben, auf, dies 
nachzuholen;

3.  ist der Ansicht, dass die Sprachenvielfalt nicht nur ein wesentlicher Bestandteil des 
Kulturerbes ist, sondern auch im täglichen Leben der europäischen Bürger eine 
entscheidende Rolle spielt und zur Förderung wesentlicher europäischer Werte wie 
Toleranz und Verständnis sowie zur Vernetzung beiträgt;

4. betont, dass die Mehrsprachigkeit ein Querschnittsthema ist, das beträchtliche 
Auswirkungen auf das Leben der europäischen Bürger hat; ersucht die Mitgliedstaaten 
deshalb auch, die Mehrsprachigkeit im Rahmen anderer Politikmaßnahmen außerhalb des 
Bildungsbereichs zu berücksichtigen, beispielsweise beim lebenslangen Lernen, bei der 
sozialen Eingliederung, der Beschäftigung, den Medien und der Forschung;

5. ist der Ansicht, dass das Erlernen anderer Sprachen, beispielsweise der Sprache 
benachbarter Mitgliedstaaten, gefördert werden sollte; hält es zudem für wünschenswert, 
dass die Einwohner von Grenzregionen oder gemischte Mehrheits-
/Minderheitsgemeinschaften die jeweils andere Sprache beherrschen, um die soziale und 
kulturelle Integration in den Euregios zu verbessern und die grenzüberschreitende 
Mobilität der Arbeitnehmer zu erleichtern;

6. verweist insbesondere auf die möglichen Gefahren der Kommunikationslücke zwischen 
Menschen aus verschiedenen Kulturen und der gesellschaftlichen Spaltung zwischen 
vielsprachigen und einsprachigen Bürgern; weist darauf hin, dass mangelnde 
Sprachkenntnisse in vielen Mitgliedstaaten nach wie vor ein erhebliches Hindernis für die 
Integration ausländischer Arbeitnehmer in die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt sind; 
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten deshalb nachdrücklich auf, Maßnahmen 
zu treffen, um die Kluft zwischen mehrsprachigen Menschen, die in der Europäischen 
Union mehr Möglichkeiten haben, und einsprachigen Menschen, die von vielen 
Möglichkeiten ausgeschlossen sind, zu verkleinern;
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7. betont, dass Sprachkenntnisse es den Bürgern ermöglichen, von der Freiheit, in einem 
anderen Mitgliedstaat zu leben und zu arbeiten, Gebrauch zu machen, wodurch ihre 
Mobilität erleichtert wird; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten in diesem 
Zusammenhang nachdrücklich auf, sich verstärkt darum zu bemühen, dass das Ziel von 
Barcelona, die Bürger zu befähigen, außer in ihrer Muttersprache in zwei weiteren 
Sprachen zu kommunizieren, erreicht wird;

8. unterstreicht die Bedeutung einer ständigen Weiterbildung der Sprachlehrer und aller am 
Sprachunterricht beteiligten Personen sowie von Maßnahmen zur Förderung ihrer 
Mobilität mit dem Ziel, ihre sprachliche und interkulturelle Kompetenz zu steigern;

9. ist der Ansicht, dass im Rahmen des lebenslangen Lernens ausreichende Unterstützung 
geleistet werden sollte, um den Bürgern aller Altersgruppen durch den Zugang zu 
geeignetem Sprachunterricht oder zu anderen kommunikationsfördernden Maßnahmen, 
u.a. auch durch das Erlernen von Sprachen im frühen Alter, bei der ständigen 
Verbesserung und Vervollkommnung ihrer Sprachkenntnisse zu helfen und so ihre soziale 
Eingliederung, ihre Beschäftigungsmöglichkeiten und ihr Wohlergehen zu verbessern; 

10. ersucht die Kommission und die Mitgliedstaaten, Maßnahmen zu fördern, die Menschen 
in benachteiligten Situationen sowie Angehörigen nationaler Minderheiten und Migranten 
das Erlernen einer Sprache erleichtern, um Letztere in die Lage zu versetzen, die 
Sprache(n) des Aufnahmelandes und/oder der Aufnahmeregion zu erlernen und so ihre 
Eingliederung in die Gesellschaft zu erreichen und der sozialen Ausgrenzung 
entgegenzuwirken; betont, dass es für Migranten notwendig ist, ihre Hauptsprache zu 
nutzen und so ihre Sprachkapazität auszuschöpfen; fordert daher die Mitgliedstaaten auf, 
die Verwendung der jeweiligen Hauptsprache ebenso zu fördern wie das Erlernen der 
Landessprache(n);

11. ersucht die Mitgliedstaaten, Mechanismen für örtliche Gemeinschaften und 
Diensteanbieter zu schaffen, mit denen die Bedürfnisse der Bürger, die eine andere 
Sprache als die Amtssprache(n) sprechen, wirksam angegangen werden können, um so 
ihre Eingliederung in den Arbeitsmarkt und die Gemeinschaft zu erleichtern;

12. ersucht die Kommission und die Mitgliedstaaten, die berufliche Mobilität von Lehrkräften 
und die Zusammenarbeit zwischen Schulen verschiedener Länder zu fördern mit dem 
Ziel, technologisch und kulturell innovative pädagogische Projekte zu verwirklichen;

13. ersucht die Mitgliedstaaten, mit Unterstützung der Kommission einen besseren Umgang 
mit der Sprachenvielfalt in Unternehmen zu fördern, beispielsweise indem sie auf allen 
Unternehmensebenen sprachlich gemischte Managementteams einsetzen und 
Ausbildungsprogramme zur Entwicklung vielsprachiger Kommunikationsfähigkeiten 
unterstützen;

14. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, ihre Bemühungen um eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten durch die Anwendung der offenen 
Koordinierungsmethode zu intensivieren, um den Erfahrungsaustausch und den Austausch 
bewährter Verfahren im Bereich der Mehrsprachigkeit zu erleichtern, auch unter 
Berücksichtigung der positiven wirtschaftlichen Auswirkungen, wie sie z.B. in 
Unternehmen, die Mehrsprachigkeit praktizieren, zu verzeichnen sind;
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15. begrüßt das Vorhaben der Kommission, Informations- und Aufklärungskampagnen über 
die Vorteile des Sprachenlernens über die Medien und unter Nutzung der neuen 
Technologien durchzuführen; ersucht die Kommission, sich die Ergebnisse der Anhörung 
zum Sprachunterricht für Migrantenkinder und zum Unterricht in Sprache und Kultur des 
Herkunftslandes im Aufnahmeland zunutze zu machen.
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